
Ratsgruppe UWG/ Die Linke  Fraktion Bündnis 90/ Die GRÜNEN 
 
 
           04.09.2026 
               
In den  
Ausschuss für Bildung, Erziehung und Betreuung (BEB) 
Verwaltungsausschuss,  
Rat der Stadt Gehrden 
 
 
Antrag:  
 
Vorlage einer Machbarkeitsstudie zur Einrichtung einer Schulstraße entlang 
der Lange Feldstraße im Bereich der Schulen 
 
Beschlussvorschlag:  
 
Der Rat beschließt, die Verwaltung soll bis zum Jahresende 2026 eine 
Machbarkeitsstudie zur Einrichtung einer Schulstraße im Verlauf der Lange 
Feldstraße östlich der Schulstraße bis zur Einmündung der Straße Thiemorgen 
mit temporärem Einfahrverbot für Kraftfahrzeuge aller Art, außer Schul- und 
Linienbussen an Schultagen vormittags zwischen 07:30 Uhr und 08:00 Uhr, 
mittags zwischen 12:15 Uhr und 13:00 Uhr und nachmittags zwischen 15:30- 
16:00 Uhr vorlegen. 
 
Sachdarstellung:  
 
Die Schulwegsituation im Bereich der IGS/ OBS und Grundschulen ist infolge starken 
Hol- und Bringverkehrs seit Jahren kritisch. Die eingerichtete Hol- und Bringzone, 
sowie die intensive Elternansprache durch die Schulen hat keine wesentliche 
Verbesserung gebracht. 
Aus Sicht der Ratsgruppe UWG/ Die Linke und der Fraktion Bündnis 90/Die 
GRÜNEN fordern die Verwaltung mit diesem Prüfauftrag auf, als mögliche 
Verbesserung der Schulwegsicherheit und damit zur unmittelbaren Gefahrenabwehr, 
die Umsetzbarkeit einer Schulstraße im benannten Bereich zu untersuchen. 
 
Im Rahmen der Prüfung der Machbarkeit soll die Verwaltung im Detail darstellen: 

- Was ist der rechtliche Rahmen und welche Bedingungen sind an die Zulässigkeit 
geknüpft? 

- Welche Voraussetzungen sind für eine erfolgreiche Umsetzung zu schaffen? 
- Welche konkreten Hinderungsgründe gibt es und wie können diese überwunden 

werden? 
- Innerhalb welchen Zeitrahmens ist eine Einführung beispielsweise als 

Verkehrsversuchs gemäß §45 Abs.1 Nr.6 StVO umsetzbar? 
 
Das Ergebnis ist dem Rat spätestens im November vorzulegen, sodass eine mögliche 
Umsetzung zum Halbjahreswechsel 2027 auf der Ratssitzung im Dezember beantragt und 
beschlossen werden kann. 
 
Für die Ratsgruppe UWG/ Die Linke und die Fraktion Bündnis90/ Die GRÜNEN 
Stephan Fromm    Heinz Strassmann 


